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-
Auftraggeber - ,,AG"-

-
Nachunternehmer - ,,NU"-

Nachunternehmervertrag
1.
Objekt: _______________________________________________________________________
2.
Gewerk: ______________________________________________________________________
3.
Angebot vom: _________________________________________________________________
4.
Abrechnungsart:
(   ) Leistungsvergütung - Einheitspreise

(   ) Leistungsvergütung - Pauschalpreis

(   ) Aufwandsvergütung - Stundenlohn

5.
Vertragssumme: 
geprüfte Angebotssumme

EUR


Änderungen, sonstige Leistungen

EUR


Zwischensumme:

EUR


Nachlaß

EUR

Zwischensumme:

EUR


gesetzl. Mehrwertsteuer

EUR


Bruttoauftragssumme:

EUR
in Worten:                 Euro 

gültig bis: 
(ggf. zur endgültigen Fertigstellung und Abnahme, 


soweit in der Anlage nichts anderes geregelt ist).

Stundensätze bei beauftragter Aufwandsvergütung (gilt auch, wenn Zusatzleistungen als  Aufwandsvergütung vereinbart sind)

Vorarbeiter

EUR

zzgl. Mehrwertsteuer

EUR


EUR

Facharbeiter

EUR

zzgl. Mehrwertsteuer

EUR


EUR

Helfer

EUR

zzgl. Mehrwertsteuer

EUR


EUR

Die Gesamtvergütung der Stundenlöhne ergibt sich aus den anerkannten Stundenlöhnen unter Berücksichtigung der vertraglichen Abzüge.

Vereinbarte Nachlässe gelten auch für Nachträge.

6.
Skonto: 
Bei allen Zahlungen innerhalb 
von 8 Werktagen
 %


von 12 Werktagen
 %

7.
Zahlungsvereinbarungen:

Abschlagszahlungen erfolgen nach Baufortschritt gemäß § 16 Abs. 1 VOB/B. Ist die Gestellung einer Vertragserfüllungsbürgschaft durch den NU nicht vereinbart, ist der AG berechtigt, bei Abschlagszahlungen 10 % bis zur Schlusszahlung einzubehalten.

8.
Bürgschaften und Sicherheitsleistungen:

(   ) Vertragserfüllungsbürgschaft

(   ) Mängelhaftungssicherheit
Ist die Stellung einer Vertragserfüllungsbürgschaft durch den NU vereinbart, so erbringt dieser bei Bauvertragsabschluß eine unbefristete und selbstschuldnerische Bürgschaft eines deutschen Kreditinstitutes oder Kreditversicherers in Höhe von 10 % der Bruttoauftragssumme, die unter Verzicht auf die Vorausklage und ohne Hinterlegungsklausel des Hauptschuldners auszustellen ist - gemäß anliegendem Muster einer selbstschuldnerischen Vertragserfüllungsbürgschaft -.

Der NU erbringt eine Bürgschaft für Mängelansprüche in Höhe von 5 % der Bruttoschlussrechnungssumme; im Falle der Geltung des § 13 b UStG gilt die Nettosumme als Berechnungsgrundlage. Außerhalb der Schlussrechnung bereits vollständig abgerechnete Leistungen unterliegen ebenfalls dieser Sicherheitsvereinbarung und erhöhen die Bruttoschlussabrechnungssumme.

Die Mängelhaftungssicherheit gilt für den gesamten Zeitraum der Verjährungsfrist für Mängelansprüche und ist nach Maßgabe des 
§ 17 Abs. 8 VOB/B erst nach deren Ablauf rückgabefällig.

Der NU ist berechtigt, den diesbezüglichen Sicherheitseinbehalt (Mängelhaftungssicherheit) abzulösen durch Gestellung einer unbefristeten und selbstschuldnerischen Bürgschaft eines deutschen Kreditinstitutes oder Kreditversicherers - gemäß beigefügtem Muster für selbstschuldnerische Bürgschaft für Mängelansprüche -. Die Bestimmung des § 17 Abs. 3 VOB/B bleibt davon unberührt. Hat der NU die hier vereinbarte Bürgschaft gestellt, hat er sein Wahlrecht ausgeübt.

9.
Versicherungen:

(   )
Für die Baumaßnahme hat der AG eine Bauleistungsversicherung abgeschlossen. Die Versicherungsprämie wird anteilig auf alle Nachunternehmer im prozentualen Verhältnis der Bruttoabrechnungssumme umgelegt. Der Selbstbehalt beträgt je Schadensfall
%,
mindestens
EUR.

(   )
Der Selbstbehalt ist vom NU im Schadensfall dem AG zu erstatten bzw. wird mit Abschlags- bzw. Schlußzahlung verrechnet.

(   )
Der NU ist betriebshaftpflichtversichert bei

Police-Nr.:

gegen Personenschäden in Höhe von
EUR

gegen Sachschäden in Höhe von
EUR

gegen Vermögensschäden in Höhe von
EUR

(   )

Der NU verpflichtet sich, eine Betriebshaftpflichtversicherung
 abzuschließen, die das Verschulden eigener Mitarbeiter, 
etwaiger Subunternehmer und deren Mitarbeiter umfaßt. Die 
Versicherung hat eine Deckungssumme von 1.533.875,64 € 
für Personen-, sowie Sach- und Vermögensschäden 
aufzuweisen. Auf Verlangen des AG hat der NU das 
Bestehen des Versicherungsschutzes durch Vorlage der 
Versicherungspolice zu belegen.

10.
Vertragsstrafe:

Bei schuldhafter Überschreitung vertraglich verbindlicher Zwischenfristen und Fertigstellungsfristen (Vertragsfristen gemäß § 5 Abs. 1 VOB/B) ist je Werktag 0,15 % der Schlussrechnungssumme, höchstens jedoch 5 % der Schlussrechnungssumme, als Vertragsstrafe verwirkt. Die Überschreitung verbindlicher Zwischenfristen führt nicht zum Vertragsstrafenanfall, wenn die Fertigstellungsfrist eingehalten wird.
Die Vertragsstrafe kann noch bis zur Schlusszahlung, sofern diese innerhalb der Zahlungsfrist des § 16 Abs. 3 Nr. 1 VOB/B erfolgt, geltend gemacht werden. Damit ist die Vertragsstrafe spätestens innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der prüffähigen Schlussrechnung vorzubehalten. Der Schlusszahlung gleich steht die Erklärung, dass eine Schlusszahlung verweigert wird.

Die Geltendmachung eines nachgewiesenen höheren Verzugsschadens bleibt unbenommen. Auf einen solchen Schadensersatzanspruch wird die Vertragsstrafe angerechnet.

Macht der Bauherr gegenüber dem AG eine Vertragsstrafe geltend, kann der AG anteilig oder zur Gänze diese Vertragsstrafe als Schadensersatz vom NU erstattet verlangen, soweit die Verwirkung dieser Vertragsstrafe anteilig oder in Gänze auf die Bauverzögerung des NU zurückzuführen ist.

Die mit dem NU vereinbarte Vertragsstrafe wird auch auf diesen Schadenersatzanspruch angerechnet.

Diese Regelung gilt auch für die Überschreitung von einvernehmlich neu festgelegten Terminen.

11.
Vertragsfristen:

Einzelfristen/Zwischenfristen - gemäß Protokoll zum Vergabegespräch bzw. verbindlichem Bauzeitenplan.

Fertigstellungsfrist wird vereinbart zum
.

12. Vollständigkeitserklärung:



Der NU erklärt, dass die ihm zur Verfügung gestellten Unterlagen und Angaben ausreichend gewesen sind, um sämtliche zur Preisbildung erforderlichen Umstände zu erfassen und damit die Leistung abnahmereif und funktionsfähig nach Ausführungsart und Umfang erbringen zu können. Der NU hat die Baustelle und deren Umgebung in Augenschein genommen und sich über die Form und Beschaffenheit der Baustelle, über die Zugangsmöglichkeiten zur Baustelle und ganz allgemein über die Art der Lieferung und Leistung, die zur abnahmereifen Erbringung erforderlich sind, Gewissheit verschafft.

13.
Auftragsbevollmächtigte:

Der AG benennt als seinen zuständigen Bevollmächtigten 

Herrn 

und als Fachbauleiter 

Herrn 

Der NU benennt als seinen Auftragsbevollmächtigten 

Herrn 

und als Fachbauleiter 

Herrn 

Bei Austausch von Bevollmächtigten und Fachbauleiter durch den NU bedarf es der vorherigen Zustimmung des AG.

14.
Unbedenklichkeitsbescheinigung:

Der NU schuldet die Übergabe folgender Unbedenklichkeitsbescheinigungen:

(   )
Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamts

(   )
Unbedenklichkeitsbescheinigung der Krankenkasse(n)

(   )
Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft

15.
Nachweise:

Der NU hat folgende zum Zeitpunkt der Auftragserteilung gültigen Unterlagen beizubringen:

(   )
Handelsregisterauszug (bei Kommanditgesel1schaften ist auch der Handelsregisterauszug des Komplementärs vorzulegen)

(   )
Eintragung in der Handwerksrolle

16.
Mängelhaftung:

Es gilt § 13 Abs. 4 VOB/B. Die Mängelhaftungsfrist beträgt

… Jahre und
Monate für Bauwerk- und Holzerkrankungen.

Für Arbeiten an einem Grundstück und für die vom Feuer berührten Teile von Feuerungsanlagen 2 Jahr und 
 Monate.

Für Dach- und Abdichtungsarbeiten wird eine Mängelhaftungsfrist von … Jahren vereinbart.

17.
Arbeitnehmerentsendegesetz:

Der NU gibt die diesem Vertrag beigefügte Nachunternehmererklärung ab, in der er versichert, daß er die in Deutschland gültigen Rechtsvorschriften, insbesondere das Schwarzarbeitsgesetz, das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz und das Entsendegesetz zur Vermeidung von Schwarzarbeit und illegaler Arbeitnehmerbeschäftigung beachtet. Der NU versichert, den Bundesrahmentarifvertrag für das Baugewerbe in der jeweils gültigen Fassung und den Rahmentarifvertrag zur Regelung der Mindestlöhne im Baugewerbe einzuhalten. Verstößt der NU gegen die Bestimmungen des AEntG, so gilt eine Vertragsstrafe von 1.500,00 € pro Einzelverstoß als vereinbart und ist mit den Forderungen des NU verrechenbar.

Im übrigen gilt die Nachunternehmererklärung.

18. 
Steuerabzug bei Abschlags- und Schlussrechnungen

Gemäß §§ 48 ff. EStG, eingefügt durch das Gesetz zur Eindämmung illegaler Beschäftigungen im Baugewerbe, hat der gewerbliche Auftraggeber von allen Rechnungen (Abschlagsrechnungen und Schlussrechnungen) einen 15 %igen Abzug zu tätigen und an das Finanzamt zu entrichten.

Der Auftragnehmer kann diesen Abzug durch Vorlage einer Freistellungsbescheinigung seines zuständigen Finanzamtes verhindern. Beruft sich der Auftragnehmer auf eine Freistellungsbescheinigung, ist diese in aktueller Form dem Auftraggeber nachzuweisen. Der Auftraggeber wird nur bei Vorlage der Freistellungsbescheinigung vor Fälligwerden einer Rechnung diese berücksichtigen.

19. 
Umkehrsteuer


Der Nachunternehmer hat unter Berücksichtigung des § 13 b UStG eine Nettorechnung aufzustellen und die auf die Nettosumme entfallende Umsatzsteuer nach Maßgabe des § 13 b UStG zu beziffern. 

20. 
Streitigkeiten 

(1) 


(   ) 
Streitigkeiten werden durch die ordentlichen Gerichte entschieden. 

(   ) 
Streitigkeiten werden unter Ausschluss der ordentlichen Gerichtsbarkeit durch ein Schiedsgericht entschieden. Hierzu vereinbaren die Parteien die Geltung der SOBau in der jeweils aktuellen Fassung, die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses gilt. Die Schiedsgerichts​vereinbarung wird gesondert in der Anlage 1 zum Vertrag beigefügt. Wird gleichzeitig vereinbart, dass vor Durchführung des Schiedsgerichtsverfahrens eine Schlichtung durchzuführen ist, vereinbaren die Parteien, dass der von ihnen gemeinsam berufene Schlichter bei einem Einzelschiedsgericht als der Schiedsrichter berufen wird. Bei einem Dreierschiedsgericht soll der von den Parteien berufene Schlichter der Obmann des Schiedsgerichts sein. 

(   ) 
Vor Durchführung des Schiedsgerichtsverfahrens wird eine Schlichtung nach SOBau vereinbart. Die Vereinbarung wird mit der Anlage 2 getroffen.

(2)

(   ) 
Bei Zulässigkeit einer Gerichtsstandsvereinbarung gemäß § 38 ZPO ist die Zuständigkeit des Gerichts am Geschäftssitz des Auftraggebers vereinbart. 

(   )
Bei Zulässigkeit einer Gerichtsstandsvereinbarung gemäß § 38 ZPO wird die Zuständigkeit des Amtsgerichts/Landgerichts …………………. (Ort) vereinbart. 

21.
Weitere Vereinbarungen:

Vertragsgrundlage sind die allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen und Leistungen bei Freianlagen gemäß Anlage zu diesem Vertrag und die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil B - DIN 1961 in der zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses gültigen Fassung.

Vertragsgegenstand sind weiterhin, sofern Gegenstand des Angebots oder nach dem Protokoll zum Vergabegespräch vereinbart:

· Besondere Vertragsbedingungen

· Zusätzliche Vertragsbedingungen

· Zusätzliche technische Vertragsbedingungen

· Allgemeine technische Vertragsbedingungen für Bauleistungen

Vertragsbedingungen des Auftragnehmers werden nicht Grundlage des Bauvertrags.

Bei Widersprüchen im Vertrag und/oder den Vertragsbedingungen gelten die Vertragsgrundlagen in der nachfolgenden Reihenfolge:

a) schriftlicher Bauvertrag nebst individuellen Vereinbarungen nach dem Protokoll zum Vergabegespräch;

b) 
Leistungsbeschreibung;

c) 
Ausführungs- und Detailzeichnungen;

d) 
besonderen Vertragsbedingungen;

e) 
etwaige zusätzliche technische Vertragsbedingungen;

f) 
allgemeinen technischen Vertragsbedingungen für Bauleistungen;

g) 
allgemeine Vertragsbedingungen für Bauleistungen und Leistungen bei Freianlagen;

h) 
Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen, Teil B, DIN 1961, in der zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses gültigen Fassung.

Weitere Vereinbarungen zu diesem Vertrag ergeben sich aus dem Protokoll zum Vergabegespräch und diesem Vertrag beigefügten, von beiden Parteien unterzeichneten Anlagen.

22.
Anlagen zum Bauvertrag:

Der Bauvertrag besteht aus 
 Seiten und folgenden Anlagen:

-
Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen und Leistungen bei Freianlagen 

-
Protokoll zum Vergabegespräch

-
Nachunternehmererklärung zum AEntG

-
Vertragserfüllungsbürgschaft

-
Gewährleistungsbürgschaft

-
Leistungsverzeichnis 

-
Sonstiges

Die auf den vorherigen Seiten getroffenen Vereinbarungen gelten vorrangig vor den Anlagen zum Bauvertrag sowie vor dem Leistungsverzeichnis.

Auftraggeber:

Nachauftragsunternehmer:

Datum, Stempel, Unterschrift 
Datum, Stempel, Unterschrift
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